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MARKTGEMEINDE   
MARBACH/DONAU       Lfd.Nr. 02/2015 
 
 

VERHANDLUNGSSCHRIFT 
 

über die   S I T Z U N G   des 
 

G E M E I N D E R A T E S 
 
 
am Dienstag, 31. März 2015 in Marbach an der Donau, Sitzungssaal 
Beginn: 19.00 Uhr Die Einladung erfolgte am 23.03.2015 
Ende:    21.00 Uhr durch E-Mail. 
 
 
 
ANWESEND WAREN: 
 
Bürgermeister Anton Gruber 
 
Vizebürgermeisterin Renate Hebenstreit 
 
gf.GR. Johannes Kamleithner gf.GR. Rudolf Bernreiter 
gf.GR. Peter Grafeneder gf.GR. Susanne Nagl 
 
GR. Charlotte Zimmerl GR. Karl Zimmerl 
GR. Alexander Ottina GR. Markus Wimmer  
GR. Alfred Frühwirth GR. Maria Hebenstreit 
GR. Josef Öfferl GR. Ing. Lukas Gotsmi 
GR. Ing. Josef Kremser 
 
 
ENTSCHULDIGT ABWESEND WAREN: 
 
1. GR. Gerlinde Mikschovsky 2. GR. Christian Hausenbichl 
3. GR. Christoph Astleitner 4. GR. Josef Mitmasser 
 
 
AUSSERDEM ANWESEND WAREN: 
 
1. Schriftführer: Markus Nutz 2. Ronald Felsner (bei TOP. 4) 
 
 
VORSITZENDER:   Bürgermeister Anton Gruber 
 
 
Die Sitzung war öffentlich. 
Die Sitzung war beschlussfähig. 
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T A G E S O R D N U N G 

 
 
Pkt.  1: Verlesung der Protokolle der Sitzungen vom 18.12.2014 und 05.03.2015 sowie 

Genehmigung derselben. 
 
Pkt. 2 bis 18 laut Einladungskurrende. 
 
 

VERLAUF DER SITZUNG 
 
 
Der Vorsitzende begrüßt alle Anwesenden, stellt die Beschlussfähigkeit fest und eröffnet die 
heutige Sitzung. 
 
 
Der Vorsitzende stellt den Antrag, nachstehend angeführten Punkt noch zusätzlich in die 
heutige Tagesordnung aufzunehmen und nach dem Punkt 18 zu behandeln: 
 
 
Pkt.19: Beauftragung der Firma Werner Consult mit der Vergabe der notwendigen 

geotechnischen Untersuchungen betreffend Errichtung des Hochwasserschutzes 
Donau 

 
 
Der Gemeinderat beschließt einstimmig, dass dieser Punkt in die heutige Tagesordnung 
aufgenommen und nach dem Punkt 18 der heutigen Tagesordnung behandelt wird. 
 
 
Pkt.  1: Der Vorsitzende stellt fest, dass gegen die Sitzungsprotokolle der letzten Sitzungen 

vom 18.12.2014 und 05.03.2015, die allen Fraktionen zugestellt wurden, keine 
Einwände erhoben werden. Die Sitzungsprotokolle gelten daher als genehmigt. 

 Abstimmungsergebnis:   einstimmig 
 
 
Pkt.  2: Der Bürgermeister erteilt dem Obmann-Stellvertreter des Prüfungsausschusses Herrn 

GR. Karl Zimmerl das Wort: 
Der Obmann-Stellvertreter berichtet über die letzte Prüfungsausschusssitzung vom 
19.03.2015 in der die Konstituierung stattfand und der Entwurf des Rechnungs-
abschlusses 2014 geprüft wurde. Da keinerlei Missstände und Unregelmäßigkeiten 
sowie die sachliche und rechnerische Richtigkeit des Entwurfs des Rechnungs-
abschlusses 2014 festgestellt wurden, beantragt der Obmann-Stellvertreter die 
Entlastung des Kassenverwalters. 

 Antrag des Obmann-Stellvertreters:   der Gemeinderat möge dem Kassen-
verwalter die Entlastung aussprechen. 

 Beschluss:   dem Antrag des Obmann-Stellvertreters wird stattgegeben. 
 Abstimmungsergebnis:   einstimmig 
 
 
Pkt.  3: Der vorliegende Rechnungsabschluss für das Haushaltsjahr 2014 samt Beilagen, der 

in der Zeit vom 06. März 2015 bis einschließlich 20. März 2015 zur allgemeinen 
Einsicht aufgelegen ist und innerhalb der Auflagefrist am Gemeindeamt der 
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Marktgemeinde Marbach an der Donau keine Stellungnahmen einlangten, wird im 
Gemeinderat eingehend beraten und werden die gewünschten Auskünfte erteilt und 
es werden die im Rechnungsabschluss ausgewiesenen und schriftlich erläuterten 
Abweichungen zum Voranschlag zur Kenntnis gebracht. 

 Antrag des Bürgermeisters:   der Gemeinderat möge dem Rechnungsabschluss 
2014 in der vorliegenden Fassung seine Zustimmung erteilen. 

 Beschluss:   der Rechnungsabschluss 2014 wird in der vorliegenden Fassung 
genehmigt. 

 Abstimmungsergebnis:   einstimmig 
 
 
Pkt.  4: Der Bürgermeister teilt dem Gemeinderat mit, dass laut Übereinkommen zwischen 

der Marktgemeinde Marbach an der Donau und der Verbund Hydro Power AG der 
Betrag von Euro 1.640.000,00 für die Übernahme der Pumpwerke in Marbach an der 
Donau und Krummnußbaum/DUB bereits auf das Konto der Gemeinde überwiesen 
wurde. Dieser Übereinkommen wurde in der Sitzung des Gemeinderates der Markt-
gemeinde Marbach an der Donau am 12.12.2012 unter TOP. 11 beschlossen und mit 
Bescheid vom Amt der NÖ. Landesregierung, Abteilung Gemeinden vom 
04.12.2014, Zl. IVW3-G-3152201/011-2013 gemäß § 90 der NÖ Gemeindeordnung 
1973 genehmigt. Weiters erinnert der Bürgermeister an die im Vorfeld der 
Beschlussfassung des Übereinkommens stattgefundenen Gespräche u.a. mit dem 
Büroleiter Mag. Jörg Weissmann (Büro Landeshauptmann Dr. Erwin Pröll) vom 
20.05.2011 wo unter anderem festgehalten wurde, dass diese Ablösesumme 
ausschließlich für den Betrieb der Pumpwerke zur Verfügung steht und für keine 
anderen Vorhaben (z.B. Rückzahlungen von offenen Darlehen) verwendet werden 
kann und darf. Diese Ablösesumme muss als zweckgebundene Rücklage angelegt 
und verwendet werden. Der Marktgemeinde Marbach an der Donau liegt 
diesbezüglich auch ein Schreiben der Abt. IVW3 des Landes NÖ, Herrn Walter 
Klement, vor, wo diese besprochene Vorgangsweise ebenfalls festgehalten wird.  
Die nun eingetroffene Ablösesumme wird derzeit auf einem täglich fälligen 
Sparbuch bei der Raiffeisenbank Region Melk deponiert. Die Fa. FBP Financial 
Advisers OG, 3500 Krems/Donau, Ringstraße 2/5, Herr Ronald Felsner, welche mit 
der Erstellung eines Veranlagungsvorschlages beauftragt wurde, bringt dem 
Gemeinderat den beiliegenden Veranlagungsvorschlag für den Betrieb der 
Pumpwerke vollinhaltlich zur Kenntnis. Es wurden darin voraussichtliche 
durchschnittliche Kosten für den Betrieb der Pumpwerke zwischen Euro 30.000,00 
und Euro 80.000,00 zugrunde gelegt, wobei seitens der VHP (Verbund Hydro Power 
AG) ein Kostenaufwand von maximal Euro 80.000,00 veranschlagt wurde. 

 

 Steuerliche Planungsgrundlage: 
 

• Der Veranlagungsvorschlag basiert schwerpunktmäßig auf Bausteinen aus 
verschiedenen Investmentfonds. 

• Diese können grundsätzlich „direkt“ über Wertpapierdepots oder alternativ über 
Versicherungen (fondsgebundene Lebensversicherung) gekauft und verwaltet 
werden. 

• Der größte Unterschied bei diesen beiden Möglichkeiten ist die steuerliche 
Betrachtung. Bei Versicherungen fällt – unabhängig vom künftigen Ertrag – 
derzeit eine sofortige Versicherungssteuer von 4 % der Veranlagungssumme an. 
Bei Wertpapierdepots sind sämtliche Kursgewinne bzw. Wertzuwächse mit 25 % 
zu versteuern. 

• Weiters sind unterschiedliche einmal- sowie laufende Kosten zu berücksichtigen. 
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• Während es für die Veranlagung auf Wertpapierdepots grundsätzlich keine 

Mindestlaufzeit gibt und Kapitalentnahmen binnen weniger Tage möglich sind, 
gibt es bei Versicherungseinmalerlägen eine steuerliche Mindestbindefrist von 15 
Jahren. Wird Kapital vor diesen 15 Jahren entnommen fallen zu den 4 % 
Versicherungssteuer zu Beginn noch weitere 7 % an Steuern an. 

• Längerfristig sollte die Versicherungskonstruktion deutlich höhere Erträge 
abwerfen. 

• Als Veranlagungssumme im Versicherungsbereich würde sich ein Betrag in Höhe 
von rund Euro 948.000,00 anbieten. Bis zur steuerlichen Mindestbindefrist der 
Versicherung (15 Jahre) könnte bei einer kalkulatorischen Rendite von 3 % ein 
Betrag von EUR 70.000,00 jährlich aus einer nicht gebundenen Restveranlagung 
entnommen werden 

 

Das vorliegende Konzept sieht folgenden Aufteilungsschlüssel vor um ein möglichst 
optimales Verhältnis zwischen Liquidität (muss für den laufenden Betrieb der 
Pumpwerke vorhanden sein) und steuerlichen Komponenten zu ermöglichen: 
 

• rund Euro 132.000,00 – Sparbuch 
• rund Euro 560.000,00 – Wertpapierdepots 
• rund Euro 948.000,00 – Versicherung 
 

Die Veranlagungsaufteilung der Investmentfonds ist im beiliegendem Vorschlag 
ersichtlich. (Beilage 1) 

 Antrag des Bürgermeisters:   der Gemeinderat möge das Geld (Euro 1.640.000,00) 
für die Übernahme der Pumpwerke laut beiliegendem Vorschlag der Fa. FBP 
Financial Advisers OG, 3500 Krems/Donau, Ringstraße 2/5, Herrn Ronald Felsner 
und wie oben angeführt veranlagen. Erst nach Begutachtung und positiver 
Stellungnahme der NÖ. Gemeinde Beratungs & SteuerberatungsgesmbH sowie der 
Genehmigung durch das Amt der NÖ. Landesregierung dieser Veranlagungen soll 
die Fa. FBP Financial Advisers OG, Herr Ronald Felsner beauftragt werden diese 
Veranlagungen durchzuführen sowie die ständige Überwachung dieser zu 
übernehmen. 

 Beschluss:   dem Antrag des Bürgermeisters wird zugestimmt. 
 Abstimmungsergebnis:   einstimmig 
 
 
Pkt.  5: Der Bürgermeister teilt dem Gemeinderat mit, dass das bestehende GEMDAT 

Buchhaltungsprogramm am Gemeindeamt Marbach durch das neue GEMDAT 
Programm k5 – Finanzmanagement abgelöst werden soll. Die GEMDAT wird in 
Zukunft kein Service bzw. keine gesetzlichen Updates für das bestehende 
Buchhaltungsprogramm mehr durchführen. Dies ist aber unbedingt notwendig, da 
mit diesem Programm auch der Rechnungsabschluss und der Voranschlag mit dem 
mittelfristigen Finanzplan bzw. die Steuererklärungen für die Gemeinde erstellt 
werden. Die geschätzten Kosten für die Anschaffung des neuen Buchhaltungs-
programmes k5 – Finanzmanagement betragen laut beiliegendem Angebot der       
Fa. GEMDAT Euro 13.332,00 (inkl. MWSt.). Laut Angaben der GEMDAT werden 
die laufenden Wartungskosten mit dem neuen Programm billiger. Die Schulung für 
dieses Programm ist in den Kosten nicht enthalten. (Beilage 2) 

 Antrag des Bürgermeisters:   der Gemeinderat möge das neue Buchhaltungs-
programm k5 – Finanzmanagement von der Fa. GEMDAT zu einem Preis von Euro 
13.332,00 (inkl. MWSt.) anschaffen. Die GEMDAT sollte den Zuschlag bekommen, 
da diese die Vorgaben des Landes NÖ betreffend Voranschlag und Rechnungs-
abschluss bis jetzt immer zur vollsten Zufriedenheit umgesetzt hat. Diese Kosten 
sollen in den 1. Nachtragsvoranschlag 2015 aufgenommen werden. 



Seite: 5 

 
 Beschluss:   dem Antrag des Bürgermeisters wird zugestimmt. 

 Abstimmungsergebnis:   einstimmig 
 
 
Pkt.  6: Der Vorsitzende bringt dem Gemeinderat den Schenkungsvertrag zwischen der 

Marktgemeinde Marbach an der Donau und der Marbacher Freizeitzentrum-         
und SportboothafenbetriebsgesmbH. (MFZ) vollinhaltlich zur Kenntnis. Der 
Schenkungsvertrag beinhaltet im Wesentlichen die kostenlose Übergabe des 
Grundstückes 210/6 (EZ. 135, KG. Granz) von der Marktgemeinde Marbach an der 
Donau an das MFZ. Im Gegenzug zur Schenkung, ist das MFZ mit der Herstellung 
von Hochwasserschutzmaßnahmen durch die Marktgemeinde Marbach an der Donau 
auf ihren Grundstücken einverstanden. Diese Vereinbarungen bzw. Verpflichtungen 
für die Herstellung von Hochwasserschutzmaßnahmen wurden bereits in einem 
Vorvertrag vom Gemeinderat in seiner Sitzung am 07.11.2013 unter TOP 19 
einstimmig beschlossen. Alle weiteren Einzelheiten sind im beiliegenden 
Schenkungsvertrag ersichtlich. (Beilage 3) 

 Antrag des Bürgermeisters:   der Gemeinderat möge den Schenkungsvertrag für 
die kostenlose Übergabe des Grundstückes 210/6 (EZ. 135, KG. Granz) von der 
Marktgemeinde Marbach an der Donau an die Marbacher Freizeitzentrum- und 
SportboothafenbetriebsgesmbH. genehmigen.  
Beschluss:   dem Antrag des Bürgermeisters wird zugestimmt. 

 Abstimmungsergebnis:   einstimmig 
 
 
Pkt.  7: Der Vorsitzende bringt dem Gemeinderat den Schenkungsvertrag zwischen der 

Marktgemeinde Marbach an der Donau und Frau Katharina Bayerl sowie Herrn 
Sebastian Wiese vollinhaltlich zur Kenntnis. Der Schenkungsvertrag beinhaltet im 
Wesentlichen die kostenlose Übergabe des Grundstückes 549/16 (EZ. 208, KG. 
Krummnußbaum), mit einer Fläche von 52 m², von der Marktgemeinde Marbach an 
der Donau an die Familie Bayerl/Wiese. Alle weiteren Einzelheiten sind im 
beiliegenden Schenkungsvertrag ersichtlich. (Beilage 4) 

 Antrag des Bürgermeisters:   der Gemeinderat möge den Schenkungsvertrag für 
die kostenlose Übergabe des Grundstückes 549/16 (EZ. 208, KG. Krummnußbaum) 
von der Marktgemeinde Marbach an der Donau an Frau Katharina Bayerl sowie 
Herrn Sebastian Wiese genehmigen. Diese Übergabe soll kostenlos erfolgen, da 
dieses Grundstück der Anschluss an das öffentliche Gut ist und bereits auf Kosten 
der Familie Bayerl/Wiese eine Stützmauer errichtet sowie die Asphaltierung des 
Grundstückes durchgeführt wurde. Diese Kosten hätten ansonsten die Markt-
gemeinde Marbach an der Donau getroffen.  
Beschluss:   dem Antrag des Bürgermeisters wird zugestimmt. 

 Abstimmungsergebnis:   einstimmig 
 
 
Pkt.  8: Der Bürgermeister teilt dem Gemeinderat mit, dass für die neusanierte Volksschule 

Marbach noch Möbel für die Bibliothek angeschafft werden müssen. Da das 
Auftragsvolumen für die gesamtem Schulmöbel so hoch ist, dass es eine öffentliche 
Ausschreibung geben müsste, dies der Zeitrahmen für die Sanierung bzw. den 
Wiedereinzug der Schüler in die Räumlichkeiten der Bibliothek der Volksschule 
Marbach nicht zulässt und die GWSG Amstetten nicht über die 
Bundesbeschaffungsgesellschaft einkaufen darf, werden diese Möbel von der 
Marktgemeinde Marbach an der Donau über die BBG angekauft. Durch den Ankauf 
dieser Möbel über die BBG ist eine gesonderte Ausschreibung nicht notwendig, da 
seitens der BBG diese notwendigen Ausschreibungen bereits durchgeführt wurden. 
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 Die GWSG Amstetten wird der Gemeinde diese Kosten rücküberweisen und dann 

später mit der Miete vorschreiben. Die vorliegende Rechnung der Fa. Conen GmbH 
beträgt Euro 9.290,40 (inkl. MWSt). (Beilage 5) 

 Antrag des Bürgermeisters:   der Gemeinderat möge den Ankauf der oben 
angeführten Möbel für die Bibliothek in der Volksschule Marbach mit Gesamtkosten 
von Euro 9.290,40 (inkl. MWSt.) von der Fa. Conen GmbH nachträglich beschließen, 
da diese schon bestellt wurden. Des Weiteren soll die Übertragung dieser Kosten an 
die GWSG Amstetten und spätere Vorschreibung durch diese, genehmigt werden. 
Beschluss:   dem Antrag des Bürgermeisters wird zugestimmt. 

 Abstimmungsergebnis:   einstimmig 
 
 
Pkt.  9: Der Bürgermeister bringt dem Gemeinderat das Ansuchen des SV Gottsdorf-

Marbach-Persenbeug um Gewährung einer außerordentlichen Subvention auf Grund 
der Neuerrichtung des Vereinshauses vollinhaltlich zur Kenntnis. (Beilage 6) 

 Antrag des Bürgermeisters:   der Gemeinderat möge den Beschluss fassen, dass der 
Gemeindearbeiter Markus Steiner für 10 Tage unentgeltlich von der Marktgemeinde 
Marbach dem SV Gottsdorf-Marbach-Persenbeug für Sanierungsarbeiten am 
Fußballplatz zur Verfügung gestellt wird. Da die finanzielle Lage der Gemeinde 
Marbach es derzeit nicht erlaubt und jetzt die sehr kostenintensiven Projekte wie 
Rückhaltebecken und Hochwasserschutz finanziert werden müssen, sollte von einer 
Unterstützung in Form eines Geldbetrages Abstand genommen werden. 
Beschluss:   dem Antrag des Bürgermeisters wird zugestimmt. 

 Abstimmungsergebnis:   einstimmig 
 
 
Pkt.10: Der Bürgermeister bringt dem Gemeinderat den Entwurf für die neuen Eintrittspreise 

für das Nibelungenbad Marbach zur Kenntnis. Die Eintrittspreise sollten gleich 
bleiben, da erst im Jahr 2012 die Saisonkarten sowie Familienkarten und Karten für 
Alleinerzieher/innen um ca. 10 % erhöht worden sind. Für Besitzer einer 1424 
Jugendkarte NÖ soll es für Einzeleintritte eine ca. 10%ige Ermäßigung geben. 
(Beilage 7) 
Antrag des Bürgermeisters:   der Gemeinderat möge den vorliegenden Entwurf für 
die Eintrittspreise im Jahr 2015 für das Nibelungenbad Marbach genehmigen. 

 Beschluss:   dem Antrag des Bürgermeisters wird zugestimmt. 
 Abstimmungsergebnis:   einstimmig 
 
 
Pkt.11: Der Bürgermeister teilt dem Gemeinderat mit, dass sich die Vorjahrespächterin des 

Buffets im Nibelungenbad Marbach als Pächterin nicht mehr beworben hat. Daher 
hat Frau Xhevaire Mustafa, 3244 Ruprechtshofen, Hauptplatz 8 um Verpachtung des 
Buffets angesucht. Der Vorsitzende bringt dem Gemeinderat den Entwurf für den 
Pachtvertrag für das Badebuffet mit Frau Xhevaire Mustafa zur Kenntnis. Als 
Pachtzins sollte, wie im Vorjahr, für die Monate Mai und September anteilsmäßig 
nach Öffnungstagen bis zu einem Höchstbetrag von Euro 330,00, für die Monate 
Juni und Juli Euro 550,00 und für den Monat August Euro 330,00, zuzüglich der 
gesetzlichen USt., eingehoben werden. Der Pachtvertrag sollte für die Badesaison 
2015 Gültigkeit haben. (Beilage 8) 
Antrag des Bürgermeisters:   der Gemeinderat möge das Badebuffet für die 
Badesaison 2015 an Frau Xhevaire Mustafa verpachten und den vorliegenden 
Entwurf des Pachtvertrages genehmigen.  

 Beschluss:   dem Antrag des Bürgermeisters wird zugestimmt. 
 Abstimmungsergebnis:   einstimmig 
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Pkt.12: Der Vorsitzende bringt dem Gemeinderat das Übereinkommen zwischen der Markt-

gemeinde Marbach an der Donau und der Verbund Hydro Power GmbH betreffend 
die Übernahme von Haftungen durch die Abänderung im Bereich der Dichtung des 
Hochwasserschutzes durch die Marktgemeinde Marbach zur Kenntnis. Dieses 
Übereinkommen beinhaltet im Wesentlichen, dass die Marktgemeinde Marbach in 
den Ortsteilen Granz und Auratsberg schutzwasserbauliche Maßnahmen am 
Autenberggraben durch Errichtung eines Hochwasserrückhaltebeckens einschließlich 
eines Ablaufkanals sowie die Errichtung eines Erschließungsweges durchführt. 
Entstehen durch diese Maßnahmen Schäden an der Dichtung des wasserrechtlich 
bewilligten Hochwasserschutzes der Verbund Hydro Power GmbH so übernimmt die 
Marktgemeinde Marbach hierfür die Haftung. Sie ersetzt den Schaden der Verbund 
Hydro Power GmbH, befriedigt aber auch allfällige Schadenersatzansprüche Dritter. 
(Beilage 9) 
Antrag des Bürgermeisters:   der Gemeinderat möge das Übereinkommen 
zwischen der Marktgemeinde Marbach an der Donau und der Verbund Hydro Power 
GmbH betreffend die Übernahme von Haftungen durch die Abänderung im Bereich 
der Dichtung des Hochwasserschutzes durch die Marktgemeinde Marbach in der 
vorliegenden Form genehmigen. 

 Beschluss:   dem Antrag des Bürgermeisters wird zugestimmt. 
 Abstimmungsergebnis:   einstimmig 
 
 
Pkt.13: Der Vorsitzende teilt dem Gemeinderat mit, dass für EU Angelegenheiten in der 

Gemeinde eine Vertreterin / ein Vertreter des Gemeinderates bestellt werden sollte. 
Antrag des Bürgermeisters:   der Gemeinderat möge Herrn GR. Karl Zimmerl als 
EU-Gemeinderat der Marktgemeinde Marbach an der Donau bestellen. 

 Beschluss:   dem Antrag des Bürgermeisters wird zugestimmt. 
 Abstimmungsergebnis:   einstimmig 
 
 
Pkt.14: Der Bürgermeister bringt dem Gemeinderat den beiliegenden Vertrag zwischen der 

Marktgemeinde Marbach an der Donau und dem Land Niederösterreich (Gruppe 
Straße) für die Errichtung einer Anbindung eines Zufahrtsweges für das geplante 
Retentionsbecken Autenberggraben in Granz vollinhaltlich zur Kenntnis. Für diese 
Baumaßnahmen muss die L7268, km 0,467 (Bereich Haus Zellhofer/Lahmer, 
Auratsberg) benützt werden. (Beilage 10) 

 Antrag des Bürgermeisters:   der Gemeinderat möge den Vertrag zwischen der 
Marktgemeinde Marbach an der Donau und dem Land Niederösterreich (Gruppe 
Straße) für die Errichtung einer Anbindung eines Zufahrtsweges für das geplante 
Retentionsbecken Autenberggraben in Granz in der vorliegenden Form beschließen. 
Beschluss:   dem Antrag des Bürgermeisters wird zugestimmt. 

 Abstimmungsergebnis:   einstimmig 
 
 
Pkt.15: Der Vorsitzende teilt dem Gemeinderat mit, dass im Zuge der Bauverhandlung 

betreffend zukünftige Wohnungsanlage am Bussweg von Herrn Erwin van de Fliert 
das Problem der Abwasserentsorgung aufgetreten ist. Der bestehende öffentliche 
Kanal kann die neuen anfallenden Oberflächenwässer der Wohnungsanlage nicht 
aufnehmen, da im Zuge der Planung des Regenwasserkanals die Errichtung dieses 
Bauvorhabens noch nicht bekannt war und somit die Dimensionierung dieses Kanals 
für diese neuen Wohnungen nicht berechnet werden konnte. Es sollen daher die 
Oberflächenwässer in einen neu zu errichtenden Regenwasserkanal abgeleitet 
werden. Die Schmutzwässer können über den zurzeit in Bau befindlichen 
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öffentlichen Kanal entsorgt werden. Es liegt nun ein Anbot der Werner Consult für 
die Errichtung eines neuen Regenwasserkanals mit Gesamtkosten von geschätzten 
Euro 100.000,00 (exkl. MWSt.) vor. In diesem Anbot sind auch die Kosten für die 
Planungsarbeiten, die Vergabe, die örtliche Bauaufsicht sowie die Abschluss- und 
Dokumentationsarbeiten durch die Fa. Werner Consult von ca. Euro 10.000,00 (exkl. 
MWSt.) enthalten. 
Für diese Baumaßnahmen muss ein Darlehen aufgenommen werden. 
Es wurden 7 Bankinstitute zur unverbindlichen Angebotsabgabe eingeladen. 
Kredithöhe: Euro 100.000,00. Die Laufzeit soll 20 Jahre betragen. Verzinsung: 
variabler Zinssatz und alternativ Fixzinssatz. Tilgung 1/2-jährig, jeweils am 01.07. 
und 01.01., Tilgungsbeginn im Jahr 2015. Auszahlung des Kredites in Tranchen im 
Jahr 2015 und vielleicht im Jahr 2016. Vorzeitige Teil- oder Gesamttilgung muss 
kostenfrei und jederzeit möglich sein, sonstige Alternativangebote sind nicht 
zulässig, keine Nebengebühren und Spesen, keine Sicherheiten. 
 
Es sind 4 Kreditangebote eingelangt: 
 

1. Anbot Volksbank Alpenvorland, Konditionen: 
Variable Verzinsung: 6-Monats-Euribor 0,096 % + Aufschlag 1,190 % = 
Zinssatz derzeit insgesamt 1,286 %, p.a. netto 
Tilgung halbjährliche Kapitalraten ab 01.07.2015, halbjährliche Zinsverrechnung 
kontokorrentmäßig, Berechnung klm/360, Anpassung erfolgt halbjährlich jeweils 
am 01.01. und 01.07. eines jeden Jahres. Fixe Verzinsung wird nicht angeboten. 

2. Anbot Raiffeisenbank Region Melk, Konditionen: 
Tilgung halbjährliche Kapitalraten, jeweils per 01.01. und 01.07. jeden Jahres, 
beginnend mit 01.07.2015 (alternativ: 01.01.2016) 
Variable Verzinsung: 6-Monats-Euribor 0,096 % + Aufschlag 0,990 % = 
Zinssatz derzeit insgesamt 1,086 % p.a., Anpassung halbjährlich, jeweils per 
01.01. und 01.07. jeden Jahres, Teil- oder Gesamttilgung sind jederzeit ohne 
Kündigungsfrist kostenfrei möglich. 
Fixe Verzinsung: 1,35 % p.a. auf 5 Jahre oder 1,85 % p.a. auf 10 Jahre, danach 
jeweils Variable Verzinsung wie oben angeführt. 

3. Anbot HYPO NOE, Konditionen: 
Fälligkeiten: 01.01./01.07., Verrechnungsart: halbjährlich dekursiv kal/360 
Variable Verzinsung: 6-Monats-Euribor 0,095 % + Aufschlag 0,890 % = 
Zinssatz derzeit insgesamt 0,985 % p.a., hj. dec. kal/360 
Fixzinssatz auf 5 Jahre: 0,284 % + 0,840 % = Zinssatz derzeit insgesamt      
1,124 % p.a., danach neue Zinssatzvereinbarung 
Fixzinssatz auf 10 Jahre: 0,617 % + 0,890 % = Zinssatz derzeit insgesamt     
1,507 % p.a., danach neue Zinssatzvereinbarung 

4. Anbot Sparkasse Niederösterreich, Konditionen:  
Variable Verzinsung: 6-Monats-Euribor 0,095 % + Aufschlag 0,950 % = 
Zinssatz derzeit insgesamt 1,045 % p.a., hj., dek., kal/360, halbjährliche 
Zinsanpassung zum 01.01. und 01.07. jeden Jahres, auf Basis 2 Banktage vor 
Zinsanpassung. Die Rückzahlung erfolgt in 40 halbjährlichen Kapitalraten, 
beginnend ab 01.07.2015. Vorzeitige Teiltilgungen bzw. die Gesamttilgung sind 
jederzeit ohne Pönale möglich. Fixe Verzinsung wird nicht angeboten. 
(Beilage 11) 

 Antrag des Bürgermeisters:   der Gemeinderat möge die Errichtung eines Regen-
wasserkanals im Bereich „Bussweg“ mit Gesamtkosten von ca. Euro 100.000,00 
genehmigen. Die Fa. Werner Consult führt zurzeit in diesem Bereich auch die 
Errichtung eines Schmutzwasserkanals im Auftrag der Gemeinde durch. Daher ist 
diese Firma mit den örtlichen Gegebenheiten sowie den Planungen bzw. 
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Förderstellen bestens vertraut und sollte den Auftrag für die Planungsarbeiten, die 
Vergabe, die örtliche Bauaufsicht sowie die Abschluss- und Dokumentationsarbeiten 
für den neuen Regenwasserkanal erhalten. 

 Des Weiteren möge der Gemeinderat die Aufnahme eines Darlehens für dieses 
Bauvorhaben in der Höhe von Euro 100.000,00 bewilligen. 

 Der Kredit soll von der Bestbieterin für einen Fixzinssatz, der Hypo NÖ, 3100         
St. Pölten, Hypogasse 1 zu folgenden Konditionen aufgenommen werden: 
Darlehensvolumen: Euro 100.000,00, Darlehenslaufzeit: 20 Jahre, Fälligkeiten: 
01.01./01.07., Verrechnungsart: halbjährlich dekursiv kal/360 
Fixzinssatz auf 10 Jahre: 0,890 % p.a. über dem zwei Bankarbeitstage vor 
Einmalzuzählung auf Reuters Seite „EURSFIXA=“ veröffentlichen 10-Jahres-Satz. 
Die Ermittlung des Zinssatzes erfolgt ohne Rundung. Der so ermittelte Zinssatz ist 
danach fix auf 10 Jahre. Danach erfolgt eine neue Zinssatzvereinbarung. (Kondition 
per 17.03.2015: 0,617 % + 0,890 % = Zinssatz derzeit insgesamt 1,507 % p.a.) 
Da erst im Oktober 2014 ein neuer Betriebsfinanzierungsplan (mit den geschätzten 
Kosten für BA04 und dem Regenwasserkanal Schaufel) mit neuen Anschluss-
gebühren für den Kanal erstellt wurde und nach Abschluss aller Kanalerweiterungs-
arbeiten (BA04 und Regenwasserkanal Schaufel) ein neuer Betriebsfinanzierungs-
plan mit den endgültigen Kosten erstellt wird, sollen bzw. müssen diese neuen 
Kosten für den Regenwasserkanal „Busswegsiedlung“ in diesen Finanzierungsplan 
eingerechnet werden. Alle diese Baumaßnahmen werden voraussichtlich bis Ende 
2015 fertiggestellt. Danach ist der neue Betriebsfinanzierungsplan bis spätestens 
Mitte 2016 zu erstellen und mögliche Gebührenanpassungen vorzunehmen. 
Dieses Vorhaben ist in den 1. Nachtragvoranschlag 2015 einzuarbeiten. 

 Beschluss: der Antrag des Bürgermeisters wird stattgegeben 
 Abstimmungsergebnis:  einstimmig 
 
 
Pkt.16: Der Bürgermeister teilt dem Gemeinderat mit, dass die Gemeinde das Vorkaufsrecht 

auf Grundstücke der NÖVOG, zum Bestpreis, hat. Die Grundstücke müssen von der 
NÖVOG immer zum Bestpreis verkauft werden, da die NÖVOG unternehmerisch 
tätig ist und vom Landesrechnungshof überprüft wird. Da Herr Sandler Johann 
(Druckerei Sandler) mit der NÖVOG bereits einen Kaufpreis von Euro 12,00 pro m² 
(bei Teilgrundstücksverkäufen) bzw. 9,00 pro m² (beim Verkauf einer vereinbarten 
Gesamtfläche) geboten hat, ist dies der Bestpreis um den die Gemeinde einzelne 
Grundstücke kaufen könnte. Die Grundfläche zwischen dem Haus Grafeneder in 
Krummnußbaum/DUB bis zum Friedhof Marbach beträgt 28.287,00 m². Falls die 
Gemeinde alle Grundstücke der NÖVOG im Gemeinde-gebiet von Marbach an der 
Donau kaufen würde, wäre der Kaufpreis Euro 9,00 pro m². Herr Sandler hat bereits 
einen Vorvertrag für den Ankauf einiger Grund-stücke hinter der Druckerei mit der 
NÖVOG abgeschlossen. Laut seinen Aussagen benötigt er diese für die 
Vergrößerung seines Betriebes. Es liegt ein Schreiben der FF-Marbach vor aus dem 
hervorgeht, dass die bestehende „Bahnstraße“ im Notfall (Hochwasser) als 
Ausweichverbindung von Krummnußbaum/DUB bis zum Feuerwehrhaus 
ausreichend ist. Auf Höhe des Hauses Forstner ist eine Abfahrt auf Höhe des 
Bahnniveaus erforderlich. Im Bereich des Bahnhofgebäudes ist eine 
Umkehrmöglichkeit (auch für LKW) zu schaffen. Als Verlängerung der Bahnstraße 
ist bis zum Feuerwehrhaus eine für LKW befahrbare Verbindung herzustellen. Es 
liegt eine Unterschriftenliste von Bahntrassenanrainern vor, die Interesse am Erwerb 
von Grundstücken der NÖVOG über die Marktgemeinde Marbach an der Donau 
haben. (Beilage 12) 
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Pkt.17: Der Bürgermeister bringt dem Gemeinderat den Teilungsplan der Fa. DI Hanns H. 

Schubert Ziviltechniker GmbH, 3370 Ybbs/Donau, Schulring 13 vom 10.03.2015, 
GZ: 30583 zur Kenntnis. Dieser Teilungsplan betrifft die Grundabteilung des 
Grundstückes 1694, EZ. 321, KG. Auratsberg der Marktgemeinde Marbach an der 
Donau (öffentliches Gut), 3671 Marbach an der Donau, Marktstraße 28 bzw. die 
Auflassung von Öffentlichem Gut und Abschreibung dieses Teilstückes in den 
Privatbesitz von Herrn Alois Stadler. (Beilage 13) 

 Antrag des Bürgermeisters:   der Gemeinderat möge den vorliegenden Teilungs-
plan bewilligen und die Auflassung von Öffentlichem Gut und lastenfreie 
Abschreibung der Teilfläche 1 Gst. 1694 von der EZ. 321 Grundbuch 14203 
Auratsberg (Eigentümer: Marktgemeinde Marbach an der Donau (Öffentliches Gut) 
zur Gänze) und dessen Zuschreibung zur EZ. 45 Grundbuch 14203 Auratsberg 
(Eigentümer: Alois Stadler zur Gänze) unter gleichzeitiger Einbeziehung in das Gst. 
1293 genehmigen. Die Abtretung soll kostenlos erfolgen, da vor Jahrzehnten, als die 
Straße in Kracking auf die „Zinn“ erneuert wurde die Marktgemeinde Marbach mit 
Herrn Stadler einen Tausch von Grundstücksteilen vereinbarte damit diese 
Erneuerung durchgeführt werden konnte. Die oben angeführte Abtretung war ein 
Teil dieses Tausches und wurde bis jetzt im Grundbuch nie durchgeführt. Nach 
Recherchen beim Vermessungsamt sind diese Fakten zutreffend. 

 Beschluss:   dem Antrag des Bürgermeisters wird zugestimmt. 
 Abstimmungsergebnis:   einstimmig 
 
 
Pkt.18: Der Bürgermeister bringt dem Gemeinderat den Teilungsplan der Fa. DI Hanns H. 

Schubert Ziviltechniker GmbH, 3370 Ybbs/Donau, Schulring 13 vom 10.03.2015, 
GZ: 30582 zur Kenntnis. Dieser Teilungsplan betrifft die Grundabteilung des 
Grundstückes 198/5, EZ. 28, KG. Granz der Marktgemeinde Marbach an der Donau 
(öffentliches Gut), 3671 Marbach an der Donau, Marktstraße 28 bzw. die Auflassung 
von Öffentlichem Gut und Abschreibung dieses Teilstückes in den Privatbesitz von 
Herrn Ernst Hofmann. Für diese Grundabtretung wird eine Entschädigung in der 
Höhe von Euro 400,00 (80 m² á Euro 5,00) vorgeschlagen. (Beilage 14) 

 Antrag des Bürgermeisters:   der Gemeinderat möge den vorliegenden Teilungs-
plan bewilligen und die Auflassung von Öffentlichem Gut und lastenfreie 
Abschreibung der Teilfläche 1 Gst. 198/5 von der EZ. 28 Grundbuch 14210 Granz 
(Eigentümer: Marktgemeinde Marbach an der Donau (Öffentliches Gut) zur Gänze) 
und dessen Zuschreibung zur EZ. 264 Grundbuch 14210 Granz (Eigentümer: Ernst 
Hofmann zur Gänze) unter gleichzeitiger Einbeziehung in das Gst. 198/9 
genehmigen. Des Weiteren soll die beiliegende Vereinbarung zwischen der 
Marktgemeinde Marbach an der Donau und Herrn Hofmann über die Entschädigung 
von Euro 400,00 (80 m² á Euro 5,00) für diese Grundabtretung beschlossen werden. 

  Beschluss:   dem Antrag des Bürgermeisters wird zugestimmt. 
 Abstimmungsergebnis:   einstimmig 
 
 
Pkt.19: Der Vorsitzende teilt dem Gemeinderat mit, dass für den Donauhochwasserschutz 

Marbach geotechnische Untersuchungen durchgeführt werden müssen. Laut 
beiliegendem Angebot der Fa. Blovsky belaufen sich die Gesamtkosten dieser 
Untersuchungen mit der Erstellung eines Gutachtens auf Euro 45.480,00 (inkl. 
MWSt.). Dieses Angebot wurde von Frau Dr. Korecky (Fa. Werner Consult) geprüft 
und hat sich als Bestbieter aus 3 Angeboten herausgestellt. Die Bediensteten des 
Gemeindeamtes Marbach wurden beauftragt, alle bereits für den Hochwasserschutz 
Marbach bezahlten Rechnungen herauszusuchen und an das Amt der NÖ. 
Landesregierung zur Förderung zu übermitteln. Es wird dann beim Land NÖ ein 
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Baukonto für die Gemeinde Marbach eingerichtet auf dem alle Fördergelder liegen 
und von diesem werden dann Rechnungen für den Hochwasserschutz bezahlt 
werden. Die oben angeführten Kosten für die geotechnischen Untersuchungen 
können dann vom Baukonto der Markgemeinde Marbach beim Amt der NÖ. 
Landesregierung bezahlt werden. (Beilage 15) 

 Antrag des Bürgermeisters:   der Gemeinderat möge die Durchführung von geo-
technischen Untersuchungen bzw. die Erstellung eines geotechnischen Gutachtens 
durch die Fa. Blovsky in der Höhe von Euro 45.480,00 (inkl. MWSt.) bewilligen. 

  Beschluss:   dem Antrag des Bürgermeisters wird zugestimmt. 
 Abstimmungsergebnis:   einstimmig 
 
 
 
Bericht des Bürgermeisters: 
 
Die Bezirksalarmzentrale Melk übersiedelt in das Haus der Freiwilligen Feuerwehr Melk. Es 
wird ein Ansuchen um Kostenbeteiligung an die Marktgemeinde Marbach an der Donau, dass 
dann im Gemeinderat behandelt wird, gestellt werden. 
 
 
 
 
Da sonst keine weiteren Punkte auf der heutigen Tagesordnung sind und auch keine Anfragen 
gestellt werden, dankt der Vorsitzende für die Mitarbeit und beendet die heutige 
Gemeinderatssitzung. 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 

Dieses Sitzungsprotokoll wurde in der Sitzung am ................................................ 

genehmigt   –   abgeändert   –   nicht genehmigt. 
 
 
 
 
 
..............................................................           ........................................................... 

       Bürgermeister           Schriftführer 
 
 
 
 
 
..............................................................           ........................................................... 

    Gemeinderat-SPÖ       Gemeinderat-ÖVP 


